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Stellungnahme des Verbands Deutscher Privatschulverbände e.V. zum 
Referentenentwurf eines Fachkräfteeinwanderungsgesetzes 

Der Verband Deutscher Privatschulverbände e.V. (VDP) vertritt bundesweit neben allgemein- 

und berufsbildenden Schulen in freier Trägerschaft Bildungseinrichtungen, die Weiterbildung 

und Bildungsmaßnahmen des SGB II und III im Auftrag der Bundesagentur für Arbeit anbieten 

sowie Sprachkursträger, die Sprach- und Integrationskurse anbieten. Dabei verfügen unsere 

Mitgliedsunternehmen über langjährige Erfahrungen in der Sprachausbildung, im Erwerb be-

ruflicher Sprachkenntnisse sowie in der Kombination beruflicher und sprachlicher Integrati-

onsmaßnahmen. Der VDP begrüßt ausdrücklich die vorgelegte Gesetzesinitiative der Bundesre-

gierung. In Zusammenarbeit und aus den praktischen Erfahrungen unserer Mitglieder geben 

wir zu einzelnen Änderungs- und Ergänzungsvorschlägen folgende Stellungnahme ab: 

I Änderung des Aufenthaltsgesetzes 

Zu § 2 Absatz 11a RefE 

Beabsichtigte Regelung: 

Ergänzung des § 2 durch Absatz 11a: „Gute deutsche Sprachkenntnisse entsprechen dem Ni-

veau B2 des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen.“ 

Stellungnahme:  

Der RefE sieht vor, dass bereits im Herkunftsland Kenntnisse der deutschen Sprache erworben 

und mit B2/GER nachgewiesen werden. Hierzu merkt der VDP an, dass eine zu verbindliche 

Festlegung eines Sprachniveaus ohne weitere Maßnahmen aus folgenden Gründen nicht ziel-

führend ist: 

- Auch eine nachgewiesene Prüfung B2/GER ist für viele, vor allem qualifizierte Tä-

tigkeiten nicht ausreichend. Besonders in Berufen mit fachspezifischen Sprach-

begriffen und in Tätigkeiten mit intensiver Kommunikation muss daher auch in 

Deutschland weiter an der Vervollkommnung der Deutschsprachkenntnisse ge-

arbeitet werden. Berufsbezogene Intensivkurse oder berufsbegleitende 

Deutschkurse (Deutsch am Arbeitsplatz) sind unbedingt erforderlich, damit die 

Fachkräfte schnell und dauerhaft eingebunden werden können und Arbeitgeber 

die Fachkräfte tatsächlich sinnvoll in das Betriebsgeschehen integrieren können. 

Hier könnten beispielsweise die berufsbezogenen Sprachkurse (DeuFÖV) inten-

siv genutzt werden. 

- Im Herkunftsland erworbene Deutschkenntnisse sind vielfach nicht praxisrele-

vant, sondern eher theoretisch. Im betrieblichen Umfeld und im Alltagsleben 
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reichen daher die erworbenen Deutschkenntnisse nicht aus und müssen „praxis-

tauglich/ alltagstauglich“ ergänzt werden. Auch die Herkunft spielt eine große 

Rolle. Begriffe im Deutschen sind mitunter im Herkunftsland nicht vorhanden 

oder besitzen eine völlig andere Bedeutung. Daher ist es für die Fachkräfte oft-

mals schwierig, sowohl im Alltagsleben wie auch in der betrieblichen Praxis, den 

Sinn zu verstehen. Oft führt das zu Unverständnis auf beiden Seiten.  

- In vielen Drittstaaten reichen die dort vorhandenen Institutionen zum Spracher-

werb nicht aus, um die gewünschten Fachkräfte mit der deutschen Sprache ver-

traut zu machen. Dies trifft auch auf die Kapazität der Prüfungsinstitute zu. So 

lange diese Situation besteht, sollte auch eine Einreise von Fachkräften nach 

Deutschland mit geringeren Deutschkenntnissen ermöglicht werden, wenn ein 

Nachweis für die zeitnahe Teilnahme an einem Intensivkurs bei einem aner-

kannten Sprachkursträger in Deutschland vorliegt. 

Zu § 2 Absatz 12c RefE 

Beabsichtigte Regelung: 

Ergänzung des § 2 durch Absatz 12c „Bildungsträger im Sinne des Gesetzes ist 

1. der Arbeitgeber bei einer betrieblichen Berufsaus- oder Weiterbildung, 

2. die Schule bei einer Berufsausbildung vorwiegend in fachtheoretischer Form oder 

einem anderen Schulbesuch, 

3. die Hochschule oder vergleichbare Ausbildungseinrichtung bei einem Studium und 

4. der Anbieter des Sprachkurs“ 

Stellungnahme: 

Der VDP begrüßt eine Definition des Begriffs Bildungsträger. Zur weiteren Klarstellung und 

Vermeidung einer ggf. verwaltungsinternen Fehlentwicklung ist im Sinne von Art. 7 Abs. 4 GG 

erforderlich, beide Säulen des Bildungssystems, Bildungseinrichtungen im allgemeinbildenden 

und berufsbildenden Bereich in staatlicher und in privater Trägerschaft, zu benennen. 

Änderungsvorschlag: 

Der VDP regt an, § 2 Absatz 12c Punkt 2 um folgenden Zusatz zu erweitern: „Die Schule in 

staatlicher oder privater Trägerschaft bei einer Berufsausbildung vorwiegend in fachtheoreti-

scher Form oder einem anderen Schulbesuch, (…)“ 
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Zu §16a RefE 

Beabsichtigte Regelung: 

§ 16a enthält die Regelung zur Berufsausbildung (bislang in § 16b und §17a.F. enthalten).  

Stellungnahme: 

Grundsätzlich begrüßen wir die Neuordnung dieser Regelung und die darin zum Ausdruck 

kommende wachsende Bedeutung der Fachkräfteeinwanderung beruflich qualifizierter bzw. zu 

qualifizierender Fachkräfte. Dies ist ein wichtiger Schritt zur Fachkräftesicherung in Deutsch-

land und eine längst überfällige Maßnahme.  

Zudem ist es angemessen, künftig den Zuwanderern einen Wechsel in eine andere qualifizierte 

Berufsausbildung und ggf. unter der notwendigen Beachtung der erforderlichen Voraussetzun-

gen zu einem Studium in Deutschland künftig zu ermöglichen. Wir begrüßen ausdrücklich, dass 

die sprachliche Vorbereitung zur Aufnahme einer Berufsausbildung (nach der Deutschsprach-

förderverordnung) zur betrieblich qualifizierten Berufsausbildung zählt.  

Änderungsvorschlag: 

Wir regen an, die Integration der Ausländer und ausländischen Auszubildenden intensiv zu be-

gleiten und zu stabilisieren. In der Vergangenheit sind viele Fachkräfte nach kurzer Zeit wieder 

aus Deutschland abgewandert, da sie mit dem Alltagsleben oder mit den Besonderheiten der 

betrieblichen Praxis nicht zurechtkamen.  

Damit Fachkräfte schnell und vor allem dauerhaft in Deutschland bleiben, sollte die Integration 

in das Arbeits- und Alltagsleben durch ein „Willkommenspaket“ unterstützt werden. Teil des 

„Willkommenspakets“ könnte ein gefördertes individuelles Coaching sein, das als Teil der be-

ruflichen Weiterbildung von der BA gefördert werden könnte. 

Um Fachkräfte zu gewinnen, die familiär gebunden sind, ist es erforderlich neben einer Nach-

zugsregelung auch zu gewährleisten, dass die Angehörigen im Alltagsleben integriert werden 

können. An erster Stelle steht hierbei auch die Vermittlung von Deutschkenntnissen für diesen 

Teilnehmerkreis. Unproblematisch ist hier die Möglichkeit einer Teilnahmeberechtigung an 

einem vom BAMF geförderten Integrationskurs. Berücksichtigt werden sollte hier, dass der 

Familiennachzug aus Drittstaaten ebenfalls eine Quelle von Fachkräften sein könnte. 

Zudem richtet der VDP seinen Blick auch auf Migranten in Deutschland als Fachkräfte: Aktuell 

sind viele junge Migranten, deren Aufenthaltsstatus noch nicht geregelt ist oder die geduldet 

sind, im Besitz eines Ausbildungsvertrags und lernen an Berufsschulen. Diese Jugendlichen ha-
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ben derzeit keine Möglichkeit an einem berufsbezogenen Deutschkurs teilzunehmen und 

scheitern daher in großer Zahl an den mangelnden Deutschkenntnissen. Hier werden wertvolle 

Potentiale verschenkt, denn viele der Auszubildenden könnten – wenn sie einen Abschluss er-

werben – als Fachkräfte in Deutschland beschäftigt werden.  

Zudem regt der VDP an, die Berücksichtigung einer Möglichkeit für einen Zweckwechsel zwi-

schen § 16b zu § 16a oder § 16d zu prüfen. 

Zu § 16d RefE 

Beabsichtigte Regelung: 

§ 16d RefE beinhaltet im Wesentlichen die Formulierungen des aktuellen § 17a zu Maßnahmen 

der Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen. Ein Fokus liegt hier auf Fachkräften in 

Ausbildungsberufen und die Anerkennung bzw. erforderliche Anpassungsqualifizierung auslän-

discher Ausbildungsabschlüsse.  

Stellungnahme: 

Zu begrüßen ist die Erweiterung des § 16d RefE um die Möglichkeit, nach einer teilweisen An-

erkennung eines ausländischen Abschlusses, nach Deutschland einzureisen und mithilfe einer 

Qualifizierungsmaßnahme die Vollanerkennung zu erhalten. Die Erweiterung der Aufenthalts-

dauer von 18 Monaten auf 18 + 6 Monaten wird von den Bildungsträgern ausdrücklich begrüßt. 

Änderungsvorschlag: 

Richtig ausgeführt ist in der Gesetzesbegründung, dass vielfach die in Drittstaaten erworbenen 

Abschlüsse mit deutschen beruflichen Abschlüssen nicht kompatibel sind. Auch eine „Ferndiag-

nose“ ist hierbei nur wenig hilfreich. Eine Lösung könnte darin bestehen, dass unmittelbar nach 

der Einreise die Fachkräfte in Deutschland bei Unternehmen oder bei Bildungsträgern Intensiv-

praktika oder Eignungsfeststellungen durchlaufen und hierbei die Erfahrungen und Fähigkeiten 

der Fachkräfte getestet werden. Dabei könnten die Qualifikationen der Fachkräfte alternativ 

bewertet werden. Kriterien hierfür wären z.B. Berufserfahrungen, Praxistests inkl. der Bewer-

tung von hergestellten Erzeugnissen im Handwerk oder bei der Realisierung von Dienstleistun-

gen nach einem Punktesystem. Im Ergebnis ist eine verpflichtende Nachqualifizierung sinnvoll, 

die zu einem Abschluss nach deutschem Recht oder zu einer dem deutschen Abschluss ent-

sprechendem Qualitätsniveau führt. 

Um die notwendigen „Nachqualifizierungen“ zu realisieren, ist z.B. das Programm IQ (Integrati-

on durch Qualifizierung) geeignet, die Fachkräfte nach zu qualifizieren oder zur Kenntnisprü-

fung zu führen. Dies kann – ebenso wie im Deutschbereich – berufsbegleitend erfolgen. Im 
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Interesse eines schnellen Einsatzes wäre allerdings ein Intensivkurs mit kurzer Dauer für die 

Arbeitgeber sinnvoller. 

Im Speziellen zu § 16d Absatz 4 Nummer 1 RefE 

Beabsichtige Regelung: 

§ 16d Absatz 4 Nummer 1 RefE bezieht sich auf reglementierte Berufe im Gesundheits- und 

Pflegebereich, in denen aktuell ein großer Fachkräftebedarf besteht. Es sieht eine eigene 

Rechtsgrundlage für das Programm Triple Win vor.  

Stellungnahme: 

Grundsätzlich begrüßen wir, dass für das bisherige Pilotprogramm Triple Win eine eigene 

Rechtsgrundlage zu schaffen. Dennoch geben wir folgende Rückmeldungen unserer Bildungs-

träger, die seit 2013 vielfältige Erfahrungen mit dem Programm gemacht haben, weiter. Fol-

gende zentralen Probleme des Programms wurden wiederholt genannt: 

- Sprache: Die Vorbereitung des Spracherwerbs der Programmteilnehmer muss in 

den Herkunftsländern bereits intensiver erfolgen. In einigen Herkunftsländern, 

bspw. den Philippinen, sind die dort ansässigen Sprachinstitute stark übernach-

gefragt und ausgelastet. Es sollte eine Prüfung erfolgen, inwieweit Sprachkurs-

träger beim Aufbau von Angeboten für Zielländer des Programms unterstützt 

werden. Ebenfalls stellt sich hier konkret die Frage der Finanzierung jener Kurse 

für Teilnehmer (ggf. auch Verdienstausfälle bei Intensivsprachkursen) des Pro-

gramms. 

- Qualifikation: Teilnehmer des Programms werden für die Zeit der Anpassungs-

fortbildung und des Spracherwerbs für einen langen Zeitraum unterhalb ihrer 

Qualifikation in der beruflichen Praxis eingesetzt. Dies führt zu Akzeptanzprob-

lemen bei Arbeitsgebern und eingewanderten Fachkräften. 

Ärzte und Zahnärzte müssen eine Fachsprachprüfung ablegen bevor sie die Kenntnisprüfung 

ablegen können. Die im RefE festgelegte Zeit ist sehr knapp bemessen aufgrund der Prüfungs-

wartezeit. Zudem muss die Prüfung im ersten Versuch bestanden werden, obwohl laut GMK 

Beschluss keine Begrenzung der Wiederholungsmöglichkeiten der Fachsprachprüfung besteht. 

So müssen zahlreiche Ärzte und Zahnärzte ausreisen.  
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Zu § 16f RefE 

Beabsichtigte Regelung: 

§ In 16f werden Sachverhalte des Besuchs von Sprachkursen und des Besuchs allgemeinbilden-

der Schulen geregelt. 

Stellungnahme: 

Aktuell existiert keine Visakategorie für Fachkräfte, die noch nicht entschieden haben, ob sie 

bspw. nach dem Sprachkurs studieren oder abreiten wollen. § 16f ist für eine solche Konstella-

tion aktuell nicht formuliert. Auch § 20 RefE trifft nicht zu für §16f RefE. 

Berlin, 7. Dezember 2018 

Verband Deutscher Privatschulverbände e.V. 

Bundesgeschäftsstelle 

Reinhardtstraße 18 

10117 Berlin 

Dietmar Schlömp, Bundesgeschäftsführer 




